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VORNE LINKS

Der Begriff der »Verantwortung« ist 
in den letzten Jahren konsequent 
ausgehöhlt worden. Da überneh-
men Politikerinnen und Politiker 
die volle Verantwortung für eige-
ne Fehlleistungen und tun genau: 
nichts. Da wird von »Verantwor-
tung übernehmen« gesprochen und 
ist Machtzuwachs gemeint. Schade, 
denn eigentlich ist ja gemeint: Wer 
Verantwortung übernimmt, der 
bringt sich in die Pflicht zu antwor-
ten, Rede und Antwort zu stehen.

So wie es unsere beiden Bürger-
meisterinnen Annekatrin Klepsch 
und Kris Kaufmann und mit ihnen 
die Dresdner LINKEN tun. Die neue 

Verwaltungsspitze steht und mit 
ihr steht die Kritik an einem Kom-
promiss im Raum, der dem FDP-
Oberbürger meister mehr Macht 
zusichert und die SPD aus der Rat-
hausspitze kegelt. Das ist schmerz-
lich, es ändert aber nichts an den 
drängenden Fragen, denen sich 
Dresden, DIE LINKE und insbeson-
dere ihre Bürgermeisterinnen stel-
len müssen, die ihnen überantwor-
tet werden – im Sinne des Wortes.

Was wollen wir tun gegen Kin-
der- und Jugendarmut, die auch in 
Dresden grassiert? Wie wollen wir 
eine facettenreiche Kultur retten 
und sie vor dem Rotstift des Ober-

bürgermeisters sowie dem Zugriff 
rechter »Kulturpolitiker« schützen? 
Wie können wir eine menschen-
würdige Unterbringung Geflüchte-
ter sicherstellen und den sozialen 
Wohnungsbau vor dem Kollaps ret-
ten? Und nicht zuletzt: wie tragen 
wir die Kritik an einem selbstherr-
lichen, neoliberalen Oberbürger-
meister nicht nur in den Ratssaal, 
sondern in die Verwaltungsspitze? 

Dass diese Fragen früher oder 
später beantwortet werden, ist klar. 
Die Frage ist nur: in welche Rich-
tung? Es ist gut, dass DIE LINKE 
hier in der Pflicht zur Antwort steht. 
 Thomas Feske

Zur Antwort verpflichtet

Ende Januar veröffentlichte die Ber-
telsmann Stiftung ihre jüngste Ana-
lyse zur Kinder- und Jugendarmut 
in Deutschland. Diese Studie stellt 
fest: Kinder- und Jugendarmut ist 

seit Jahren ein ungelöstes strukturelles Pro-
blem in Deutschland. Die aktuellen Krisen 
und die damit einhergehenden Preissteige-
rungen verschärfen die Situation weiter. Ar-
mut hat aber auch Folgen für die gesamte Ge-
sellschaft, nicht nur mit Blick auf die Kosten 
in den Sozialsystemen, sondern auch auf den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und die 
Stabilität der Demokratie. Die Vermeidung 
von Kinder- und Jugendarmut muss daher ge-
rade jetzt politisch Priorität haben. Dass Kin-
der und Jugendliche in Armut leben müssen, 
ist ein tägliches Verbrechen der Reichen und 
Mächtigen an unserer Gesellschaft. DIE LIN-
KE beantragte im Stadtrat nun eine Anhö-
rung dazu.  » Seite 6

Der Bürgermeisterstreit ist vorerst vorbei. Bei aller Kritik 
am gefundenen Kompromiss gibt es für DIE LINKE in den 
drängenden Fragen kein Vertun
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Ein Wahlkrimi mit 
positivem Ausgang
Hier veröffentlichen wir einen Gastbeitrag der Landesvorsitzenden 
DIE LINKE. Sachsen, Susanne Schaper, über die Beigeordnetenwahl 
im Dresdner Stadtrat am 26. Januar 2023
Zur Ausgangslage

Durch unerträgliche Machtspiele von 
Oberbürgermeister Hilbert wurde die 
Wahl der Dresdner Beigeordneten mo-
natelang verschleppt und machte weit 
über die Stadtgrenzen hinaus Schlag-
zeilen. Immer wieder habe ich mich 
nach dem aktuellen Verhandlungs-
stand erkundigt und konnte kaum glau-
ben, was ich da aus Dresden zu hören 
bekam. 

Nach mehreren fehlgeschlagenen 
Wahlversuchen gab es in der Landes-
hauptstadt eine nur notdürftig besetzte 
Stadtspitze. In einer Zeit enormer gesell-
schaftlicher Herausforderungen durch 
die Folgen des Ukrainekrieges, massi-
ver Preissteigerungen für Energie und 
Lebensmittel sowie der Inflation konn-
ten zahlreiche Termine, die in die Zu-
ständigkeit der sieben Fachbürger-
meisterinnen und Fachbürgermeister 
gefallen wären, nicht wahrgenommen 
werden. Auch die Verwaltungsvorla-
gen zu wichtigen politischen Entschei-
dungen wurden zeitlich stark verzögert 
in den Geschäftsgang gebracht. 

Für Außenstehende war dieses The-
ater im Dresdner Rathaus längst nicht 
mehr nachvollziehbar. Das Vertrauen 
in die Demokratie wurde erheblich be-
schädigt. Als der Druck ins Unermess-
liche stieg, wurde ein Moderatorenteam 
eingesetzt, das eine Empfehlung aus-
sprach, wonach es nur noch sechs Beige-
ordnete in Dresden geben und die SPD 
dabei komplett leer ausgehen soll. Der 
Aufschrei war zu Recht riesig. Ich weiß, 
dass es sich die Linksfraktion nicht ein-
fach gemacht hat, diesem Vorschlag der 
Moderatoren Gunda Röstel und Thomas 
de Maizière zu folgen. 

Nach langem Ringen zu der Erkennt-
nis zu kommen, dass es am Ende kei-
nen anderen Weg gibt, weil alle anderen 
denkbaren Varianten am fehlenden Ein-
vernehmen des Oberbürgermeisters ge-
scheitert wären, ist sehr bitter. 

Ein spannender  
Wahlabend
Als es dann am 26. Januar endlich zur 
Wahl kommen sollte, ließ ich es mir 
nicht nehmen, gemeinsam mit dem 
Landesgeschäftsführer Lars Kleba im 
Dresdner Stadtrat anwesend zu sein 
und ganz fest die Daumen zu drücken. 
Die angespannte Stimmung im Saal 

war auf der Besuchertribüne deutlich 
spürbar. 

Natürlich war damit zu rechnen, 
dass es mehrere Wahlgänge geben wür-
de. Umso erleichterter waren wir, als 
Annekatrin Klepsch im zweiten Wahl-
gang zur Beigeordneten für Kultur, Wis-
senschaft und Tourismus gewählt wur-
de. Auch Eva Jähnigen, Kandidatin der 
Grünen, benötigte zwei Wahlgänge 
und wurde schließlich zur Beigeordne-
ten für Umwelt und Klima, Recht und 

Ordnung gewählt. Als dann der Kan-
didat der CDU, Steffen Kaden, auch im 
zweiten Wahlgang die nötige Stimmen-
anzahl verfehlte und auf Antrag der 
CDU-Fraktion eine Auszeit stattfand, 
waren viele im Saal und auf der Tribü-
ne fassungslos. Was hieß das für die zu-
letzt angesetzte Wahl von Dr. Kristin 
Kaufmann? Würde die CDU-Fraktion 
einen Vertagungsantrag stellen? Wür-
de sie noch zu ihrer Zusage aus den Ver-
handlungsrunden stehen? 

Als die Wahlen wie geplant fortge-
setzt wurden, herrschte eine bedrü-
ckende Stimmung im Ratssaal. Dr. 
Kristin Kaufmann hielt, davon unbe-
eindruckt, eine sehr gute Rede, in der 
sie vor allem die vereinenden Elemen-
te des Geschäftsbereiches Soziales und 
Wohnen betonte. Als sie dann bereits 
im ersten Wahlgang die erforderliche 
Stimmenmehrheit erhielt, waren alle 
Beteiligten sehr erleichtert.

Dank und Ausblick

Liebe Linksfraktion im Dresdner Stadt-
rat, vor allem Euch, lieber André Scholl-
bach und liebe Anja Apel, wir können 
an dieser Stelle nur Danke sagen! 

Danke, dass ihr in den letzten Mona-
ten die Nerven behalten und in zahlrei-
chen Runden verhandelt habt. Danke, 
dass ihr den Beschluss des Dresdner 
Stadtparteitages umgesetzt habt und 
Dresden auch in den kommenden sie-
ben Jahren zwei linke Bürgermeisterin-
nen haben wird, mit denen ihr gemein-
sam wirken und gestalten könnt. 

Ihr habt damit ein starkes Signal ge-
sendet, auch in unsere Partei hinein. Es 
lohnt sich, geschlossen und miteinan-
der für die gute Sache zu kämpfen. Vie-
len Dank auch an Annekatrin Klepsch 
und Dr. Kristin Kaufmann, die in den 
letzten Monaten ganz unfreiwillig eine 
Auszeit verordnet bekommen haben. Es 
war sicher nicht einfach, als indirekt 
Beteiligte und direkt Betroffene die zä-
hen Verhandlungen zu verfolgen. 

Ich wünsche Euch für Eure Arbeit 
viel Erfolg, Kraft und Ausdauer, die not-
wendigen Dinge anzugehen, um Dres-
den zu einer sozial gerechteren Stadt zu 
machen. 

Stefan Hartmann und ich wissen, 
dass es keine einfache Abwägung war, 
umso mehr freuen wir uns über unsere 
beiden wiedergewählten Bürgermeiste-
rinnen.  Susanne Schaper

Ein starkes 
Signal, auch in 
unsere Partei: 
Es lohnt sich, 
geschlossen für 
die gute Sache 
zu kämpfen
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Wie habt ihr persönlich die 
Hängepartie der letzten 
Monate erlebt?

Annekatrin: Ich habe versucht, aus 
der Situation das Beste zu machen. Zum 
Beispiel mit dem Nachholen von Din-
gen und Aktivitäten, die in den vergan-
genen sieben Jahren zu kurz gekommen 
sind. Meine Kinder haben mich plötz-
lich anders als gewohnt als Mutter und 
Hausaufgabenbetreuung erlebt.

Kris: Persönlich war die Pause ein 
Segen, denn meine Akkus waren wirk-
lich fast leer. Es hat sich wie ein Sabbati-
cal angefühlt.

Fühltet ihr euch während dieser 
Zeit genügend von der Partei und 
Fraktion in Dresden unterstützt?

Kris: Ja, auf alle Fälle. Ich für meinen 
Teil habe mich unglaublich gut beglei-
tet und informiert gefühlt. Dabei gilt 
mein ganz persönlicher Dank vor allem 
André und Anja.

Annekatrin: Unsere Wiederwahl ist 
nicht zuletzt das Verdienst von André 
Schollbach und Anja Apel, die mit viel 
Geduld und diplomatischem Geschick 
über viele Monate an zahlreichen Ver-
handlungsrunden teilgenommen haben.

In den letzten Monaten ist sicherlich 
viel an Arbeit liegen geblieben. 
Worum musstet ihr euch in den 
ersten Wochen am dringlichsten 
kümmern?

Kris: Die internationale Zuwande-
rung von Schutzsuchenden und Asylbe-
werbern steht ganz oben und auch die 
Frage, wie Integration gelingen kann. 
Die Einführung des Bürgergeldes und 
die Absicherung der erweiterten Leis-
tungen des Wohngeldes liegen in mei-
nem Bereich, wie auch die geplante 
Krankenhausreform.

Annekatrin: Einerseits wurden Din-
ge in den Stadtrat eingebracht und be-
schlossen, die ich noch vorbereitet hatte. 
Andererseits sind Themen tatsächlich 
liegen geblieben. In den ersten Tagen 
habe ich mir einen Überblick verschafft 

Annekatrin: Kulturpolitik aus linker 
Sicht bedeutet, insbesondere die kul-
turelle und soziale Teilhabe der Men-
schen in Dresden zu verbessern. Men-
schen mit geringem Einkommen sollen 
nicht auf Theater, Konzerte oder den Be-
such der Musikschule verzichten müs-
sen. Sich für die Kunstfreiheit und für 
kulturelle und künstlerische Vielfalt 
starkzumachen, ist elementar für linke 
Kulturpolitik. Genauso wichtig wird es 
sein, dass sich der Kulturbereich beim 
Klimaschutz nachhaltig einbringt. Die 
Erinnerungskultur wird traditionell 
eine besondere Rolle spielen. Noch 
in diesem Jahr wird die bisherige AG 
13. Februar in einen Beirat für Erinne-
rungskulturen überführt.

Gibt es sonst noch wichtige 
Vorhaben, die euch längerfristig 
am Herzen liegen?

Annekatrin: Der Sanierungsstau im 
Kulturbereich ist nach wie vor groß. 
Hier bin ich mit dem Baubürgermeister 
in einem sehr guten Austausch, trotz-
dem reichen die beschlossenen Finan-
zen nicht aus. Weiterhin beschäftigen 
wird uns die Digitalisierung als gro-
ße technische und gesellschaftliche 
Transformation. Die geopolitische Neu-
ordnung führt auch zur Veränderung 
künstlerischer Kooperationen, bei-
spielsweise mit Russland und China.

Kris: Oh ja, sehr viele. Ich möchte 
das Thema Gesundheit als ein Quer-
schnittsthema angehen. Dazu zählen 
für mich auch die sozialen und gesund-

heitlichen Folgen von Extremwetter-
lagen im Dresdner Talkessel. Aktuell 
ringt mein Team gemeinsam mit dem 
Städtischen Klinikum um Fördergelder 
des Bundes für Neubaumaßnahmen am 
Standort Bühlau. Mich treibt an, dass 
Menschen in finanzieller oder sonstiger 
Not schnellstmöglich Unterstützung er-
fahren und dass keine/r Angst vorm Äl-
terwerden oder vor Einsamkeit haben 
muss. Sobald sich die Baukosten wie-
der beruhigt haben, wird auch unser 
kommunales Wohnungsunternehmen 
weiterwachsen.

Habt ihr Vorschläge, wie es zu einer 
noch besseren Zusammenarbeit mit 
der Fraktion im Stadtrat kommen 
kann?

Annekatrin: Wir werden uns dazu 
in einer Klausur mit der Fraktion ver-
ständigen. Soziale Gerechtigkeit, gesell-
schaftliche Teilhabe, ökologisches Be-
wusstsein sowie Vielfalt, Demokratie 
und Partizipation lassen sich an nahe-
zu allen kommunalpolitischen Themen 
durchspielen.

Kris: Ja! Wir sind hierzu aktuell im 
Gespräch mit dem Fraktionsvorstand.

 Das Interview führte Dirk Wagner 

und Gespräche mit allen Amts- und Ab-
teilungsleitungen, Intendantinnen und 
Intendanten und den Leitungen der Kul-
turbetriebe geführt.

Seid ihr mittlerweile wieder im 
Arbeitsprozess angekommen? Das 
heißt der Arbeitsalltag hat euch 
wieder. Oder?

Annekatrin: Der Arbeitsalltag hat 
mich wieder, jedoch gilt es aufgrund der 
Veränderung meines Geschäftsberei-
ches die Strategie für die nächsten Jah-
re zu entwickeln. Beispielsweise gab es 
bisher keine Stabsstelle Wissenschaft.

Kris: Am zweiten Tag fühlte es sich 
bereits an, als wäre ich nie weg gewesen.

André Schollbach sprach in seiner 
Presseerklärung zur Wahl vom 
Gestaltungsanspruch der LINKEN 
für die nächsten Jahre. Was 
bedeutet das für euch konkret?

Kris: Jegliche Chance zu nutzen, vor-
handene Instrumente, Netzwerke und 
politischen Ansätze und Ideen zusam-
menzubringen. Ziel muss es sein, Men-
schen darin zu stärken oder zu befähi-
gen, sich als aktiv gestaltende Mitglieder 
unserer Gesellschaft einzubringen.

BEIGEORDNETENWAHL 3

»Der Sanierungs-
stau im Kultur-
bereich ist nach 
wie vor groß«
Annekatrin Klepsch

»Am zweiten Tag 
fühlte es sich an, 
als wäre ich nie 
weg gewesen«
Kris Kaufmann

Anspruch  
auf Gestaltung
Im Januar wurden Annekatrin Klepsch zur Beigeordneten für Kultur, 
Wissenschaft und Tourismus und Kris Kaufmann zur Beigeordneten 
für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Wohnen im Stadtrat gewählt

Annekatrin Klepsch, André Schollbach und Kris Kaufmann nach der Beigeordnetenwahl im Rathaus 
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Ich möchte eines zunächst klarstellen: 
DIE LINKE hat weder mit dem Oberbür-
germeister, noch mit der CDU oder den 
Grünen eine Vereinbarung über die 
Wahl der Beigeordneten im Stadtrat am 
26. Januar geschlossen. Wenn von ei-
ner Hilbert-Koalition die Rede ist, dann 
ist das schlicht unzutreffend. Auch die 
Dresdner Lokalpresse kann eine solche 
Koalition nicht herbeischreiben. 

Es gab nur eine Vereinbarung, der 
DIE LINKE zugestimmt hat, das war die 
zwischen CDU, SPD, Grünen und LIN-
KEN über die Wahl von sieben Beige-
ordneten, von denen zwei bereits 2020 
gewählt worden sind, vier seit August 
vergangenen Jahres erneut zur Wahl 
standen. Einer, Steffen Kaden – wurde 
von der CDU neu vorgeschlagen. Die 
Umsetzung dieser Vereinbarung ist ein 
halbes Jahr lang am Vetorecht des Ober-
bürgermeisters gescheitert. 

Was am 26. Januar zur Abstimmung 
kam, war ein externer Vorschlag von 
zwei Personen, die nach halbjähriger 
Blockade mit einer Vermittlung beauf-
tragt wurden. Das Ergebnis wurde viel 
gelobt. Mich als jemanden, der seit zwei 
Jahrzehnten im Stadtrat ist, überzeugt 
es nicht. Und das aus drei Gründen: 

1. Die Zerschlagung des Bereiches 
»Ordnung und Sicherheit«: Künftig soll 

Eine Erfindung der 
Dresdner Lokalpresse
Gedanken über Vorwürfe, Gerüchte und Auswirkungen rund  
um die Beigeordnetenwahlen am 26. Januar im Dresdner Stadtrat

GASTBEITRAG ZUM ANTRAG DER LINKEN

Starthilfe für ein junges Dresden

einen eigenen Finanzvorstand verzich-
tet. Auch in keiner anderen deutschen 
Großstadt ist man bisher auf diese Idee 
verfallen. Dass die Verantwortung für 
die Finanzen dauerhaft beim Oberbür-
germeister bleibt, daran glaubt dieser 
nicht einmal selbst. 

3. Ich halte es für politisch kurzsich-
tig, zwei kleinere Fraktionen, die den 
Haushalt mitgetragen haben, SPD und 
FDP bei der Besetzung der Verwaltungs-
spitze zu übergehen. Das wird sowohl 
dem Zusammenwirken von Stadtver-
waltung und Stadtrat, als auch der Zu-
sammenarbeit im Stadtrat selbst abträg-
lich sein. Natürlich hat die FDP mit ihrer 

Blockade einer einvernehmlichen Lö-
sung selbst dazu beigetragen, wodurch 
es aber nicht besser wird.  

Bereits in der Sitzung zeigte sich, 
wie fragil das gesamte Konstrukt ist. 
CDU-Kandidat Steffen Kaden verfehl-
te bei gleich vielen Ja- und Nein-Stim-
men im zweiten Wahlgang die notwen-
dige Mehrheit, nach Neuausschreibung 
muss im Mai erneut gewählt werden – 
Ausgang offen. Aus meiner Sicht ist die 
»Rathauskrise« nur zu lösen, wenn die 
beiden benannten Geschäftsbereiche 
wiederhergestellt werden und damit 
auch die Basis im Stadtrat deutlich ver-
breitert wird.  Jens Matthis

LINKEN-Stadtrat Jens Matthis in der Debatte

DIE LINKE hat einen Antrag eingebracht, der eine Starthilfe für Studierende, 
Azubis und Freiwilligendienstleistende vorsieht

Ich bin vor einiger Zeit für mein Stu-
dium nach Dresden gezogen. So wie 
es jedes Jahr mehrere tausend junge 
Menschen machen. Ich gehörte dabei 
zu den Glücklichen, die einen der be-

gehrten Wohnheimplätze bekommen haben. 
So stand ich also vor der Aufgabe, mein 

erstes eigenes Zuhause einzurichten. Es 
ging gleich in den ersten Wochen in einen 
bekannten schwedischen Einrichtungs-
markt. Mir fiel ein riesiger Stein vom Her-
zen, als mein Vater mir auf halbem Weg 
durch die Galerie eröffnete, dass er den Ein-
kauf übernehmen würde. Doch meine Mit-
bewohnerin musste ihre Einrichtung selbst 
zahlen. 

Neben den ersten eigenen Möbeln ko-
sten natürlich auch notwendige Anschaf-
fungen für den Anfang des Studiums, wie 
zum Beispiel der unverzichtbare Laptop, 
oder die Fachbücher eine erhebliche Stan-
ge Geld. Wenn die Eltern nicht unterstützen 

können, wird als Alternative häufig das BA-
föG genannt. Doch nicht mal ein Fünftel der 
Studierenden in Sachsen sind überhaupt 
»BAföG-berechtigt«. So muss die Mehrheit 
der Studierenden für ihren Lebensunter-
halt arbeiten.

Noch immer hängt Bildung also massiv 
von der sozialen Herkunft und den finan-
ziellen Möglichkeiten des Elternhauses ab. 
Hinzu kommt für die Stadt Dresden noch ein 
weiteres Problem. Die Studierendenzahlen 
befinden sich im freien Fall. Und dabei feh-
len uns schon jetzt Fachkräfte. Was wäre 
denn ein besseres Zeichen für Bildungsge-
rechtigkeit und zur Bindung junger Men-
schen an diese Stadt, als den Start in ein 
selbstbestimmtes Leben zu unterstützen? 

Die Starthilfe würde den Betroffenen im 
finanziellen Rahmen des kommunal Mög-
lichen unter die Arme greifen. Es würde ih-
nen zeigen, dass sie in Dresden willkommen 
sind. Paul Senf

sich der Beigeordnete, dessen zentra-
le Aufgaben Wirtschaft und Digitali-
sierung sind, außerdem um Bürgeramt 
und Feuerwehr kümmern, die Umwelt-
beigeordnete soll zusätzlich zu ihren 
bisherigen Aufgaben noch das Ord-
nungsamt unter Kontrolle bringen und 
Kris Kaufmann, die ohnehin schon die 
von externen Krisen geschüttelten Be-
reiche Arbeit, Gesundheit, Soziales und 
Wohnen verantwortet, bekommt auch 

noch Veterinär- und Lebensmittelüber-
wachung. Synergien werden so nicht 
entstehen. Es würde mich nicht wun-
dern, wenn sich die Klagen aus diesen 
Bereichen eher häufen werden. 

 2. Das Vermittlungsduo ließ uns wis-
sen, dass Dresden mit sechs Beigeord-
neten auskäme – weil auch Infineon 
oder Siemens nur über fünf oder sechs 
Vorstandsmitglieder verfüge. Aber es 
gibt wohl keinen Konzern, welcher auf 

Die »Rathaus-
krise« ist nur 
zu lösen, wenn 
beide Geschäfts- 
bereiche wieder-
hergestellt 
werden
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Weit über 700.000 Menschen ha-
ben bislang das Manifest für 
Frieden unterstützt. Am 25. Fe-
bruar kamen Tausende von ih-
nen zur angemeldeten Kundge-

bung am Brandenburger Tor. Die genaue Zahl 
der Demonstrant:innen ist so umstritten wie 
das Manifest selbst. Egal, wie man zu jeder 
einzelnen Textpassage steht: Der Wunsch, das 
elendige Sterben in der Ukraine schnellstmög-
lich zu beenden, rechtfertigt weder die konzer-
tierte Medienkampagne gegen das Manifest, 
noch die beleidigende Wortwahl gegenüber 
den Initiator:innen und Unterstützer:innen. 
»Ich weiß schon heute, was morgen die Medien 
berichten werden!« war auf einem Plakat auf 
der Kundgebung zu lesen. So ist es auch gekom-
men. Darüber sollte man sich eher Gedanken 
machen, als über ein paar braune Trittbrettfah-
rer, welche die Gelegenheit genutzt haben, um 
nicht nur dem Anliegen, sondern vor allen Din-
gen der Linken zu schaden – und dabei von den 
Leitmedien engagiert unterstützt werden. 

 Uwe Schaarschmidt

EDITORIAL

Trittbrettfahrer

»Deutsche Büro- 
kratie in Sachen 
Afghanistan macht 
fassungslos« 
Clara Bünger

 Oft gedruckt –  
 zu selten 
 verstanden 
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Starthilfe für ein junges Dresden

Einmal mehr hat unsere Partei im 
ersten Monat dieses Jahres bewie-
sen, dass ihr Herzstück die Kom-
munalpolitik ist. In Rostock hat 
sich die Genossin Eva-Maria Krö-
ger in der Stichwahl zum Oberbür-
germeisteramt erfolgreich durch-
gesetzt. 

Die LINKE stellt damit die Che-
fin der größten Stadt im ostdeut-
schen Norden. Auf die Frage, wie 
das zu schaffen war, antwortete 
Eva-Maria im Parteivorstand: »Es 
war eine Mischung aus kommunal-
politischer Verankerung, Haustür-
gesprächen und Altbewährtem.« 

Schon bei ihrer Nominierungs-
veranstaltung konnte beobachtet 
werden, dass sie ein motiviertes 
Wahlkampfteam hinter sich ver-
einte, dass großes Vertrauen in die 

den Wahlkampf begleitende Agen-
tur gesetzt wurde und, dass der ge-
samte Landesverband sowie die 
Bundesgeschäftsstelle mit Unter-
stützungsangeboten glänzten.

Einen weiteren Erfolg hat DIE 
LINKE in Dresden zu verzeichnen: 
Trotz des Bürgermeisterstreits ge-
lang es vor allem dem Fraktions-
vorsitzenden im Dresdner Stadt-
rat, André Schollbach, mit viel 
Leidenschaft und Überzeugungs-
kraft Mehrheiten für die Wahl von 
gleich zwei Beigeordneten zu orga-
nisieren. Annekatrin Klepsch war 
seit 2009 Stadträtin und erstmals 
2015 als Beigeordnete für Kultur 
und Tourismus gewählt worden. 

Seit Januar dieses Jahres ist 
klar, sie kann ihre gute Arbeit wei-
termachen und ist weiterhin für 

rund tausend Kulturangestellte 
als unsere Kulturbürgermeisterin 
zuständig. 

Kristin Kaufmann ist ebenfalls 
2015 das erste Mal als Beigeordne-
te für Arbeit, Soziales, Gesundheit 
und Wohnen gewählt worden. Sie 
vertritt damit nicht nur Kernthe-
men der LINKEN, sondern meis-
terte die Herausforderung als 
2015/2016 sehr viele Geflüchtete in 
Deutschland Schutz suchten und 
untergebracht werden mussten. 
Auch während der Coronakrise be-
wies Kristin starke Nerven. Genau 
diese Erfolge waren entscheidend, 
dass die beiden wiedergewählt 
wurden. Denn: DIE LINKE kann 
kommunal. Tobias Bank, 

Bundesgeschäftsführer  
der LINKEN

DIE LINKE braucht die Verankerung in den Kommunen

Erfolg durch Zusammenhalt

 Vor 175 Jahren erschien das Manifest der Kommunistischen Partei 
 » Seite 3 
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Tragödie am 
Hindukusch
Drei Jahre nach dem Doha-Abkommen –  
eine deutsche Bilanz

Zu spät, zu wenige: Evakuierte Afghan:innen in einer Transportmaschine der USAF

Am Hauptbahnhof, vor dem Supermarkt, auf der 
Prager Straße – wohnunglose Menschen gehö-
ren auch in einer reichen Kommune wie Dresden 
zum Stadtbild. Als LINKE können und wollen 
wir uns nicht daran gewöhnen. Denn Wohnungs-

losigkeit ist eine der gravierendsten Formen von Armut. Der 
im Dezember erschienene erste Wohnungslosenbericht der 
Bundesregierung zeigt, wie dieses systematische Problem 
auch in Sachsen anwächst. Im Freistaat wurden zum Stich-
tag 1665 untergebrachte Personen erfasst. Diese Zahl um-
fasst aber nicht die Menschen, die auf der Straße leben oder 
bei Bekannten und Verwandten schlafen. Die tatsächliche 
Zahl der Wohnungslosen liegt also noch deutlich höher. 

Der Bericht bestätigt eine alte Erkenntnis: Wohnungslo-
sigkeit ist kein Problem individuellen Versagens. Etwa die 
Hälfte aller wohnungslosen Menschen haben ihre Wohnung 
aufgrund von Mietschulden verloren. Armut ist ursächlich, 
weiterhin der Verlust von Arbeit oder schlecht bezahlte Ar-
beit, steigende Mieten und Lebenshaltungskosten, Verschul-
dung und Schicksalsschläge, die nicht bewältigt werden. Her-
ablassender Umgang mit Betroffen führt zu Scham und erhöht 
die Hürde, sich Probleme einzugestehen und Hilfe zu suchen. 

Inflation frisst Lohnerhöhung
Die Einblicke in Ursachen und Umstände von Wohnungslo-
sigkeit zeigen deutlich, dass hier enormes Potenzial besteht, 
Wohnungslosigkeit abzuwenden. Auch wenn die Verantwor-
tung zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit in Deutschland 
grundsätzlich die Kommunen tragen, so ist es doch Aufgabe 
des Freistaates, diese dabei zu unterstützen. Unsere Land-
tagsfraktion hat dazu im Januar den Antrag »Wohnungslo-
sigkeit nachhaltig zurückdrängen« eingebracht. Wir sagen: 
Zur Landesverantwortung gehört auch das Forcieren inno-
vativer Konzepte wie Housing First. 

Dieses Modell nach dem Grundsatz »Zuerst eine Wohnung, 
dann Lebensstabilisierung« wird in Leipzig bereits erfolg-
reich praktiziert. In Dresden konnte dank der Initiative unse-
rer Stadtratsfraktion 2020 ein Pilotprojekt gestartet werden. 
Wir bleiben weiter dran und stehen für grundlegende Lösun-
gen ein, fordern neben dem Bau von Sozialwohnungen einen 
Mietenstopp und das Verbot von Zwangsräumungen. Denn 
angemessener Wohnraum ist ein Menschenrecht, das sogar 
in der Sächsischen Verfassung steht! 

Zur Prävention gehören armutsfeste Löhne: Der erhöhte 
Mindestlohn wird inzwischen von der Inflation aufgefressen. 
Klar ist auch: Wir brauchen endlich eine sanktionsfreie Min-
destsicherung statt des in Bürgergeld umbenannten Hartz IV!
 Sarah Buddeberg

HOUSING FIRST

Stabilität  
durch Wohnen

Housing First – also Unterkunft zuerst, ist ein Ansatz, der für die 
Lösung aller sozialen Probleme eine sichere Wohnung voraussetzt

Das Abkommen, welches der Befriedung Afgha-
nistans dienen sollte, regelte im Wesentlichen 
drei größere Bereiche. Die Taliban verpflichte-
ten sich, Aktivitäten terroristischer Gruppie-
rungen, wie Al-Qaida, auf afghanischem Ter-
ritorium zu unterbinden, sodass von diesen in 
Zukunft keine Bedrohung mehr für die USA 
ausgeht. Zudem sollten Angriffe auf die von den 
USA geführte militärische Koalition gänzlich 
eingestellt werden. Die USA garantierten im 
Gegenzug einen Zeitplan zum Abzug der eige-
nen Streitkräfte, sowie der militärischen Kräfte 
aller internationalen Partner, aus Afghanistan 
einzuhalten. 

So sollte es zunächst zu einer sukzessiven 
Reduzierung und schließlich zu einem vollstän-
digen Abzug bis spätestens zum 1. Mai 2021 
kommen. Zuletzt enthielt das Abkommen eine 
wachsweiche Absichtserklärung zur Aufnah-
me eines innerafghanischen Dialogs zwischen 
den Taliban und anderen afghanischen Seiten.

Verantwortung Deutschlands
Spätestens die Szenen vom Flughafen Kabul 
zwischen dem 16. und 26. August 2021, wo ver-
zweifelte Menschen auf ihrer Flucht vor den 
Taliban versuchten, in rettende Flugzeuge zu 
gelangen, zeigten, in welches Chaos und für 
viele Menschen lebensgefährliche Situa tion 
das Land durch die vom Doha-Abkommen vor-
gezeichneten Entscheidungen gestürzt wur-
de. Als man im August 2021 im Auswärtigen 
Amt schließlich händeringend versuchte, über 
eine sogenannte Menschenrechtsliste von den 

Taliban besonders bedrohte Personen doch zu 
evakuieren, war es für koordinierte Aktionen 
längst zu spät. 

Die Folgen zeigen sich bis heute. So sind be-
reits eine Vielzahl von Menschen, obwohl sie 
eine Aufnahmezusage aus Deutschland hat-

ten oder sich im Aufnahmeverfahren befun-
den haben, ums Leben gekommen. Die Vorstel-
lung, dass Afghaninnen und Afghanen, die auf 
den Schutz der Bundesrepublik vertraut haben, 
den Taliban zum Opfer gefallen sind, weil trotz 
eindrücklicher Warnungen zu spät mit den 
Evakuierungen begonnen und an zu bürokra-
tischen Verfahren festgehalten wurde, macht 
weiterhin fassungslos. Die Situation unter den 
Taliban ist bedrückend. Es gibt massive Ein-
schränkungen in allen Bereichen. Insbeson-
dere Meinungsfreiheit, Pressefreiheit und die 
Rechte von Frauen sind massiv bedroht. 

Zugleich hat die Bundesregierung am 31. Ja-
nuar 2023 durch Außenministerin Annalena 
Baerbock verkünden lassen, dass sie humani-
täre Hilfen für Afghanistan teilweise ausset-
zen will. Clara Bünger, MdB, 

Obfrau der Fraktion DIE LINKE im  
1. Untersuchungsausschuss (Afghanistan)

Die Situation  
unter den Taliban  
ist bedrückend
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Eine Zeitenwende
Das »Manifest der Kommunistischen Partei« wird 175 Jahre alt

»Ein Gespenst geht um in Europa«. Vor 
175 Jahren, am 21. Februar 1848 war es 
so weit. Ein von Karl Marx und Fried-
rich Engels verfasstes »Manifest der 
Kommunistischen Partei« wird zum 
ersten Mal veröffentlicht. Mittlerweile 
steht dieses Manifest mit über 500 Mil-
lionen verkauften Exemplaren an der 
vierten Stelle der meistverkauften Bü-
cher der Welt. Mit Fug und Recht kann 
man sagen, die 23 Seiten des Manifests 
leiteten eine Zeitenwende ein. 

Es war »… hohe Zeit, dass die Kom-
munisten ihre Anschauungsweise, ihre 
Zwecke, ihre Tendenzen vor der ganzen 
Welt offen darlegen …« Das »Märchen 
vom Gespenst des Kommunismus« wur-
de aus der Hölle einer »heiligen Hetz-
jagd« auf die Erde geholt. Mir fällt aber 
noch etwas anderes ein: Es war die Zeit 
der romantischen Märchen noch nicht 
vorbei. Wilhelm und Jacob Grimm ver-
öffentlichten zum Beispiel noch immer 
und bis 1858 in loser Folge ihre »Kinder- 
und Hausmärchen.« 

Was aber hat das mit dem Kommu-
nistischen Manifest zu tun? Unmittel-
bar wohl nichts, holt man aber etwas 
weiter aus, so findet man doch etwas 

und das gilt auch für die bürgerliche 
Nation, »… Klassen, die sich die Herr-
schaft eroberten, suchten ihre schon 
erworbene Lebensstellung zu sichern, 
indem sie die ganze Gesellschaft den 
Bedingungen ihres Erwerbes unter-
warfen.« 

Für die bürgerliche deutsche Nation 
war das der erste Zweck und der wich-
tigste Schritt in ihre Zeitenwende. Die 
Zeitenwende von Marx und Engels war 
historisch schon einen Schritt weiter. 
Sie kritisieren den »deutschen oder 
›wahren‹ Sozialismus«. »Er proklamier-
te die deutsche Nation als die wahre Na-
tion und den deutschen Spießbürger als 
den Normalmenschen. Er gab jeder Nie-
dertracht desselben einen verborgenen, 
höheren, sozialistischen Sinn,  …« Das 
gilt auch für Krieg und Faschismus. Ja-
cob Grimms Wunsch, große Nationen 
dürften kleinere nicht erobern, blieb 
deshalb nur ein frommer. 

Erst mit der Übernahme der Macht 
durch die Klasse des Proletariats fällt 
dieser Zusammenhang. »Mit dem Ge-
gensatz der Klassen im Inneren der Na-
tion fällt die feindliche Stellung der Na-
tionen gegeneinander.« 

Das ist für mich die Stelle, von der 
aus es möglich wird, über einen linken 
Pazifismus nachzudenken und für ihn 
zu werben. »Proletarier aller Länder 
vereinigt euch«, bekommt im Klassen-
kampf seinen friedlichen Sinn.

 Prof. Peter Porsch

Frühe Verfassungsrechtler
Beide gehörten zu den sogenannten 
»Göttinger Sieben«, Professoren der 
Universität, die sich 1837 gegen August 
Ernst I., König von Hannover, auflehn-
ten, der die liberale Landesverfassung 
außer Kraft gesetzt hatte. Den Sieben 
bekam das zunächst nicht. Jacob und 
Wilhelm Grimm wurden sogar des Lan-
des verwiesen und mussten nach Berlin 
flüchten. 

Sie widmeten ihre Arbeit seither 
und wie schon vorher der philolo-
gisch-germanistischen Begründung ei-
ner deutschen Nation. Sie suchten deren 
Wurzeln in verborgenen alten Zeiten 
der Deutschen Sprache, der Märchen 
und Sagen. Sie pflegten die deutsche 
Schriftsprache der Dichter und Den-
ker als »einigendes Band der Nation« 
und sicherten alles in einer »Geschichte 
der Deutschen Sprache«, in einer »Deut-
schen Grammatik« und vor allem in ei-
nem »Deutschen Wörterbuch«. Letzteres 
wurde von beiden 1838 begonnen. 

Fertiggestellt wurde es mehr als 
hundert Jahre später. Jacob Grimm war 
herausgehobener Abgeordneter 1848 
bis 1849 der Nationalversammlung in 
der Frankfurter Paulskirche. Kurz ge-
sagt, er bastelte auch beflissen an einer 
Zeitenwende, nämlich der Ablösung der 
politischen Herrschaft der monarchi-
schen Dynastien durch eine demokra-
tisch legitimierte Herrschaft von durch 
das Volk der nationalen Gemeinschaft 
gewählten Vertretern. Und hier treffen 
sich die leiblichen Gebrüder Grimm mit 
Marx und Engels, den Brüdern im Geis-
te und der Aktion.

Klasse gegen Klasse

Letztere beschreiben im Manifest an-
schaulich die Herausbildung von Nati-
onen in Verbindung mit den ökonomi-
schen und politischen Ansprüchen der 
Bourgeoisie. Eines ist dabei besonders 
wichtig, die Nation dient dazu, alle ihre 
Angehörigen den Zielen der Bourgeois 
unterzuordnen: Wir finden im Manifest –  

Das »Märchen 
vom Gespenst 
des Kommu-
nismus« wurde 
aus der Hölle 
einer »heiligen 
Hetzjagd« auf 
die Erde geholt

Manuskriptseite des »Manifests der Kommunistischen Partei«

Zur Person 
Peter Porsch, 1944 in Wien 
geboren und 1973 in die 
DDR übergesiedelt, ist 
Germanist und lehrte bis 
1990 an der Universität 
Leipzig Sprachtheorie und 
Sprachsoziologie, von 1990 
bis 2005 für Dialektologie und 
Soziolinguistik. Von 1990 bis 
2009 war er Abgeordneter der 
PDS im Sächsischen Landtag 
und dort von 1994 bis 2007 
Fraktionsvorsitzender. Von 
1991 bis 1995 und von 1997 
bis 2001 war er Vorsitzender 
der PDS in Sachsen. 

Briefmarke der sowjetischen Post 
zum 100. Jahrestag des Erscheinens 
des Manifestes 1948

und noch dazu einige Aktualität. Jacob 
und Wilhelm Grimm gelten als Begrün-
der der Germanistik, also der Wissen-
schaft von der Deutschen Sprache und 
Literatur. Sie verfolgten damit nicht nur 
einen innerwissenschaftlichen Zweck, 
sondern auch einen sehr politischen.
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Die Chance nicht 
links liegen lassen
Unser Autor Benjamin Keckeis war als Ordner 
beim »Aufstand für Frieden«

Kontroverse quer durch die Gesellschaft: Kundgebung »Aufstand für Frieden« am 25. Februar in Berlin

Das neue Jahr hat begonnen, 
wie das alte geendet hat. 
Krieg, Waffenlieferungen, 
Verstärkung der sozialen 
Ungerechtigkeiten im Land 

und weltweit imperiales Großmacht-
denken. Die Gefahr eines 3. Weltkrieges 
wird immer größer! Umso wichtiger ist 
es, dem Irrsinn etwas entgegenzuset-
zen, sich zu formieren. Ich möchte alle 
zu unserer alljährlichen Fahrt zur Ge-
denkstätte Buchenwald, anlässlich der 
Feierlichkeiten des mittlerweile 78. Jah-
restages der Selbstbefreiung der Häft-
linge am 11. April 1945, einladen. Dort 
habt ihr die Möglichkeit zum Gedan-
kenaustausch mit den anderen Teilneh-
mern aus verschiedenen Ländern. Mit 
uns gemeinsam könnt ihr Kraft tanken 
und neue Kontakte knüpfen.

Das diesjährige Gedenken erinnert 
an eine besondere Opfergruppe. Die 
Gruppe der Sinti und Roma sollte aus-
gelöscht werden. Dennoch wurde diese 
Gruppe sehr lange kaum beachtet. Über-
lebende und Nachkommen der Getöte-
ten mussten und müssen um Anerken-
nung als Opfergruppe kämpfen. 

Beim Aufstand für Frieden waren 
DIE LINKE und andere linke Grup-
pierungen sehr präsent, während von 
rechter Seite nicht viel los war. »Com-
pact«-Herausgeber Jürgen Elsässer 
wurde von Genoss:innen und coura-
gierten Leuten von außerhalb der Par-
tei erfolgreich abgedrängt. Die AfD 
hat es noch nicht einmal geschafft, 
Flaggen oder Transparente rein zu 
schmuggeln. Frieden ist also ein lin-
kes Thema, auch wenn Elsässer, Hö-
cke und Co. uns noch so sehr zu dis-
kreditieren versuchen. 

Unsere Kundgebung haben wir uns 
von denen nicht nehmen lassen. »¡No 
pasaràn!« Sämtlichen Diffamierungs-
versuchen vonseiten der Medien zum 
Trotz sind wir davon überzeugt, das 
Richtige getan zu haben. Denn mit Fa-
schisten zu kooperieren ist nicht das 
gleiche, als wenn man sie los werden 
will und die Polizei sich nicht koope-
rativ erweist. Ein Problem war für 
uns das Berliner Versammlungsrecht, 
weil dieses kein Hausrecht für den 
Veranstalter vorsieht. 

Nichtsdestotrotz fällt die Bilanz 
aber so aus, dass die Ordnerteams 
der Lage Herr waren und unschöne 
Dinge weitestgehend verhindert wer-
den konnten. Beispielsweise musste 
das größtenteils sächsische Team 
nur vier Mal eingreifen, obwohl sich 
mindestens eine hohe dreistellige 
Zahl an Menschen innerhalb ihres 
Zuständigkeitsbereichs aufgehalten 
haben dürfte.

Klammheimliche Freude
Die Frage ist sehr viel eher, ob es 
nicht eine grün-blaue Querfront gibt. 
Denn die AfD feiert es als Erfolg, 
dass sie Leute aus der zweiten Rei-
he in die Kundgebung schmuggeln 
konnte. Ebenso feiern es die Grünen 
und ihnen nahestehende Kräfte als 

Erfolg, weil dadurch bewiesen wer-
den könne, dass Linke mit Rechtsex-
tremen gemeinsame Sache gemacht 
hätten. Beide Seiten sind also dar-
an interessiert, dass Faschisten Frie-
denskundgebungen stören. 

Wir lassen uns davon jedenfalls 
nicht beirren. Denn war es nicht bei 
den Hartz-IV-Protesten ähnlich? Woll-
ten damals nicht auch rechte Gruppie-
rungen versuchen, unser Thema zu 
vereinnahmen? War es nicht möglich, 
sich erfolgreich dagegen zu wehren? 
Viele linke Abgeordnete, die jetzt Ge-
noss:innen diffamieren, haben den 
damaligen Protesten ihr Mandat zu 
verdanken. 

Aber möglicherweise ist ja die Aus-
sicht auf ein Regierungsamt wichti-
ger als die Wertschätzung gegenüber 
jenen Parteimitgliedern, die an der 
Organisation der Kundgebung mitge-
wirkt haben und Elsässers Schläger-
trupp gegenüber standen.

Das Highlight waren die Reden vor 
dem Brandenburger Tor. Erich Vad er-
klärte mit militärischer Expertise, wa-
rum die Weiterführung des Krieges 
nur zu unnötigen Todesopfern und Es-
kalationsgefahr führt. Alice Schwar-
zer hat die Verbindung zwischen Frie-
den und Feminismus aufgezeigt und 
unsere ehemalige Fraktionsvorsitzen-
de hat ganz klar gesagt, dass die Uk-
raine kein russisches Protektorat wer-
den darf. Darüber hinaus bekräftigte 
sie, wie wichtig es wäre, auf Verhand-
lungen statt auf eine militaristische 
Hau-Drauf-Logik zu setzen. Auch ge-
genüber Nazis und Reichsbürgern hat 
Genossin Wagenknecht klare Kan-
te gezeigt, indem sie sich unmissver-
ständlich gegen deren Teilnahme an 
Friedenskundgebungen aussprach.

Mit Rechtsextremen will also 
niemand aus der neuen Friedensbe-
wegung kooperieren. Die Frage ist 
nur, ob daraus eine Neuauflage der 
Hartz-IV-Proteste wird oder ob wir 
die größte Chance für unsere Partei 
in den letzten 20 Jahren links liegen 
lassen. Liebe Genossinnen und Ge-
nossen, das ist nicht nur die Entschei-
dung des Bundesvorstands. Es liegt 
auch in euren Händen.

FAHRT ZUR  
GEDENKSTÄTTE  
BUCHENWALD

Lange kaum 
beachtet

Beim diesjährigen Gedenken soll an 
ermordete Sinti und Roma erinnert werden

»Ukraine darf  
kein russisches 
Protektorat 
werden«
Sahra Wagenknecht

Bis heute werden Sinti und Roma in 
Europa und weltweit diskriminiert und 
ihre opferreiche Geschichte ist nur lü-
ckenhaft aufgearbeitet. Meldet euch für 
unsere gemeinsame Fahrt am 16. April 
an. Setzen wir mehr als nur Zeichen!

 Rica Gottwald

n Datum: 16. April 2023; Abfahrt: 6.15 Uhr, 
Pirnaischer Platz, vor dem Lidl; Rückkunft: 
gegen 20 Uhr, Unkostenbeitrag: 23 Euro 
(ermäßigt: 18 Euro), zu überweisen auf 
folgendes Konto: DIE LINKE Dresden,
Ostsächsische Sparkasse Dresden, 
IBAN: DE94850503003120171416; Infos und 
Anmeldung: kontakt@dielinke-dresden.de,
Telefon 0351/8583801
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Es ist wieder Krieg in Euro-
pa. Und längst geht es nicht 
mehr um die Frage, ob wir 
involviert sind, sondern um 
das Wie. Mit dem russischen 

Überfall auf die Ukraine ist die west-
liche Friedensarchitektur zusammen-
gebrochen. Aber gab es sie denn jemals? 
Politiker Deutschlands, der USA, der 
NATO und die Leitmedien erklären uni-
sono, in der Ukraine werde unsere Frei-
heit verteidigt, deshalb müsse sie sieg-
reich aus dem aufgezwungenen Krieg 

hervorgehen. Aber geht das überhaupt? 
Erfüllt unsere Antwort mit Wirtschafts-
krieg und Waffenlieferungen den beab-
sichtigten Zweck? Sind Verhandlungen 
geeigneter, den Krieg zu beenden? 

Börne-Preisträgerin Daniela Dahn 
präsentiert neue Texte zum Krieg in 
der Ukraine und solche aus der unmit-
telbaren Zeit davor: über seine Vorge-
schichte, den Maidan, die russischen 
und die westlichen Positionen. Sie zeigt, 
dass der Westen Teil des Problems ist 
und die UNO gestärkt werden muss. 

Und sie wendet sich gegen Denkver-
bote: »Wer den Opfern helfen will, sollte 
die Genesis von Krisen und Kriegen zur 
Kenntnis nehmen.« 

n Daniela Dahn: »Im 
Krieg verlieren auch 
die Sieger. Nur der 
Frieden kann gewonnen 
werden«, Rowohlt 
Taschenbuch,  
224 Seiten, ISBN 978-
3499011740

zwischen Staaten müssen diplomatisch 
gelöst werden. Doch im Moment ist das 
Wichtigste, dass die Waffen ruhen. Es 
wäre beschämend für DIE LINKE, hier 
nicht voranzugehen. Linke fordern eine 
drastische Verringerung der Rüstung, 
die Einstellung von Waffenexporten 
und die Unterzeichnung des Atomwaf-
fenverbotsvertrages. Wir werben für So-
lidarität mit allen, deren Menschenrecht 
auf Leben durch Krieg bedroht ist. Wir 
helfen Kriegsdienstverweigerern aus al-
len Staaten.

Alle Mitglieder der Dresdner AG 
sind der Landes-AG Frieden (FiP) bei-
getreten. Wir arbeiten mit überregiona-

Der Kampf für Frieden gehört zum Mar-
kenkern der LINKEN. Hier zeigt sich, 
dass wir uns vom bellizistischen Ein-
heitsbrei der Regierung und der rechten 
Opposition unterscheiden (können). Um 
den Anliegen für Frieden und Abrüs-
tung auch in der Dresdner Organisati-
on einen Anker zu geben, hat sich die 
AG Frieden gegründet. Wir wollen Frie-
den und Entspannung verstärkt ins Be-
wusstsein rücken und dafür kämpfen.

Im Parteiprogramm gründet die 
LINKE ihre internationalistische Poli-
tik auf vier Prinzipien. Das erste: »Frie-
den durch kollektive und gegenseitige 
Sicherheit, Abrüstung und strukturel-
le Nichtangriffsfähigkeit« Von richtigen 
Prinzipien lassen wir uns weder durch 
einen neuen Krieg, noch durch eine im 
Interesse von 100 Milliarden für Auf-
rüstung deklarierte »Zeitenwende« oder 
durch nukleare Teilhabe-Phantasien 
abbringen.

»Frieden wollen« reicht nicht. Das 
ukrainische Volk bekommt keinen Frie-
den, wenn deutsche Panzer »für den 
Sieg« in die Schlacht rollen – nur unend-
lich mehr Leid. Wir müssen alle Hebel 
in Bewegung setzen, damit zunächst 
ein Waffenstillstand erreicht wird und 
unverzüglich Friedensverhandlungen 
beginnen. Jeder Kriegstag kostet hun-
derte Leben. Über Schuld und Moral 
zu streiten, mag manchem ein besse-
res Gefühl verschaffen, aber es ret-
tet jetzt kein Leben. Menschenrechte 
werden heute immer im Plural ange-
mahnt. Vergessen wir nicht, dass das 
erste Menschenrecht das Recht auf Le-
ben ist. (»Jeder hat das Recht auf Leben, 

Moral rettet keine 
Menschenleben

BUCHTIPP

Neue Texte zum Krieg

Die AG Frieden in Dresden ist aktiv und sucht Mitstreiter:innen

Frieden muss erkämpft werden. Friedlich

Freiheit und Sicherheit der Person«, Ar-
tikel 3 der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte).

Für internationale  
Sicherheitspartnerschaft
Natürlich gehört zur Friedenspolitik 
die Ursachenanalyse, die Benennung 
des Aggressors. Wann ein Krieg begann, 
lässt sich leicht feststellen, aber wie hat-
te der Vorkrieg begonnen? Und es muss 
der Rahmen für eine friedliche Zukunft 
geschaffen werden. Wir fordern eine in-
ternationale Politik der Entspannung 
und Sicherheitspartnerschaft. Konflikte 

len und Dresdner Initiativen zusammen, 
die sich auch dem Kampf für Frieden 
verschrieben haben. Die Zersplitterung 
der Friedenskräfte, die einmal mit Os-
termärschen große Erfolge erreicht hat-
ten, muss überwunden werden.

Wir freuen uns über Mitstreiter, die 
politischen Diskussionen mit euch und 
sichtbare Aktionen. Unser nächstes 
Treffen findet am Montag, dem 13. März, 
17 Uhr im Haus der Begegnung statt. 

 Dr. Andreas Uhlig, Sprecher LAG FiP

n Kontakt: machold-dresden@web.de 
(Christel Machold) oder ddau1000@arcor.de 
(Dr. Andreas Uhlig)

»Der Traum vom 
ewigen Frieden 
darf keine Utopie 
bleiben« Daniela Dahn
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Monatlicher Stammtisch  
Prohliser LINKE
n 13. März, 18 Uhr, »Eltern-Kind-
Büro«, Berzdorfer Straße 26

Jens Matthis und Dorit Hollasky: 
Gesundheit – Qualität statt Profit 
n 14. März, 17 Uhr, »Café Luk«, 
Grundstraße 174

Mitgliederversammlung  
DIE LINKE. Dresden-Nord 
n 15. März, 19 Uhr, »Volkssolidarität« 
Putbuser Weg 18, Interessierte sind 
herzlich eingeladen!

Sitzung des Stadtvorstandes  
im März 
n 16. März, 18 Uhr, »Haus der 
Begegnung«, Saal

Linker Spätschoppen – Altstadt
n 29. März, 18 Uhr, Landes - 
geschäfts  stelle DIE LINKE. Sachsen, 
Cottaer Straße 6c

Stammtisch LINKS in  
der Neustadt
n 31. März, 19 Uhr, »Wir AG«,  
Martin-Luther-Straße 21

1. Sitzung des Stadt- 
vorstandes im April
n 6. April, 18 Uhr, »Haus der 
Begegnung«, Saal

Monatlicher Stammtisch  
Prohliser LINKE 
n 17. April, 18 Uhr, »Eltern-Kind-
Büro«, Berzdorfer Straße 26

Mitgliederversammlung  
DIE LINKE. Dresden-Nord 
n 19. April, 19 Uhr, »Volkssolidarität« 
Putbuser Weg 18, Interessierte sind 
herzlich eingeladen.

Linker Spätschoppen – Altstadt
n 26. April, 18 Uhr, Landes - 
geschäfts  stelle DIE LINKE. Sachsen, 
Cottaer Straße 6c
 
2. Sitzung des Stadt- 
vorstandes im April
n 27. April, 18 Uhr, »Haus der 
Begegnung«, Saal

6 STADTVERBAND

Nein, ich würde ihn lieber 
nicht schreiben. Diesen Nach-
ruf. Ich würde lieber ein Ge-
spräch fortsetzen, das nur we-
nig mehr als ein halbes Jahr 

her ist. Es war kurz und es hatte damit al-
les, um fortgesetzt zu werden. Es war drau-
ßen vor dem neuen Gebäude der Stiftung 
und es war Mai und ein Sonnentag. Und ich 

hatte plötzlich das Gefühl, ich müsse mich 
bei ihm bedanken, folgte ihm und sagte tat-
sächlich nur: Danke. Und wir umarmten 
uns. Als hätte ich geahnt, dass es kein Wie-
dersehen geben würde, es geschah einfach. 
Und dafür gab es gute Gründe.

Denn natürlich steckte da noch mehr 
in diesem »Danke«. Es war in dieser Nacht 
des 9. Dezember 1989, als er seine Rede 
hielt, die man später als Geheimrede be-
zeichnen würde, an der aber nichts geheim 
war, sondern in der der Ministerpräsident 
der DDR, Dr. Hans Modrow, uns, den Dele-
gierten des Außerordentlichen Parteitags 
deutlich machte, dass alles auf der Kip-
pe stünde, und das nicht nur hier, in der 
DDR, sondern auch im Land der Perestroi-
ka. Und damit stünde der Sozialismus über-

haupt zur Debatte und wir könnten jetzt 
nicht einfach weglaufen, wir würden hier 
noch gebraucht. So habe ich es in Erinne-
rung. Danke!

Die Regierung Modrow, richtiger ge-
sagt, die beiden Regierungen Modrow 
hatten knapp vier Monate. Sie standen 
von Anfang an wohl auf verlorenem Pos-
ten. Die aufgestauten Probleme ließen sich 
nicht im Schnellverfahren bewältigen, die 
Grenze war geöffnet. Sie wieder zu schlie-
ßen, wäre eine Unmöglichkeit, die kaum je-
mand wünschen konnte. Es war ein bitte-
rer Weg. Für den Ministerpräsidenten und 
nicht nur für ihn. 

Ich erinnere mich an das Treffen mit 
Kohl in Dresden. Wir hatten Schilder, auf 
denen stand: »Keine Gewalt«. Und da stan-
den die Dresdner mit dem Schild: »Ich grü-
ße meinen Kanzler Kohl«. Frisch gedruckt 
in Germany. Sie wurden von den Trans-
portern herunter gereicht … Wie hält man 
das aus? Und wie hast du das ausgehalten? 
Danke, dass du das ausgehalten hast. Dan-
ke, dass es ohne Gewalt blieb. Und wenn 
auch an weiteren Demütigungen kein Man-
gel war, dein Gang blieb ein aufrechter. 

Ja, auch dafür Dank. Wie auch für die 
Jahre danach, da wir uns begegneten, in 
der PDS und dann in der LINKEN. Dafür, 
dass du nicht müde wurdest, dich zu Wort 
zu melden, auch dann, wenn du nicht mehr 
verstanden wurdest oder werden solltest 
oder auch nicht mehr konntest. Und ich er-
innere mich, wie du zu mir dann tatsäch-
lich zuletzt noch sagtest: »Sie wollen nicht 
zuhören«. Die Ampel hatte inzwischen auf 
grün geschaltet und es war wie ein Ab-
schied.  Bernd Rump

MÄRZ/APRIL

Termine und  
Veranstaltungen

Hans Modrow, 27. Januar 1928 bis 10. Februar 2023

Veranstaltung der 
Rosa-Luxemburg- 
Stiftung Sachsen

Rich Kids
Von Influencer*innen,  
Business-Coaches und 
anderen falschen Finanz-
Prophet*innen 
n 17. März, 19 Uhr, Schauburg, 
Königsbrücker Straße 55

Sex, Macht und Konsens
Ein Workshop des  
Miteinander e.V.
n 28. März, 18 Uhr, »Malobeo«,  
Kamenzer Straße 38

Heimatromantik,  
Life style und rechte 
Propa ganda
Rechte Influencerinnen als 
Werbekörper der Ideologie 
n 29. März, 19 Uhr, »Wir AG«,  
Martin Luther-Straße 21

Streit um das  
Feministische Subjekt –  
A never ending story?
Eine Veranstaltung des 
Miteinander e.V.
n 11. April, 18 Uhr, »Malobeo«,  
Kamenzer Straße 38
 
Das Gesamtprogramm der  
RLS Sachsen und Näheres  
zu den Veranstaltungen unter:  
https://sachsen.rosalux.de/ 
veranstaltungen

Unsere Veranstaltungen 
werden mit finanziert 
durch Steuermittel auf 
der Grundlage des vom 
Sächsischen Landtag 
beschlossenen Haushaltes.

NACHRUF

Danke, Hans!

Sozialberatung 
Inflation und hohe Energie-
preise machen vielen ein-
kommensschwachen Men-
schen, aber auch Familien 
aus der Mittelschicht das 
Leben schwer. DIE LINKE 
Dresden bietet Sozialbera-
tung in ihren Räumen an. 
n Termine: sozialberatung@
dielinke-dresden.de, Telefon 
0351/8583801

Immer eine gute Adresse:  
»Das Haus der Begegnung«

Wenn auch an 
Demütigungen  
kein Mangel war, 
dein Gang blieb  
ein aufrechter
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Nein, das ist nicht 
unser Frieden!
Stellungnahme der Dresdner Linksjugend zum »Manifest für Frieden«

Gibt keine Antwort, was jetzt solidarisch mit der Ukraine wäre: Alice Schwarzer

Der Februar in Dresden war wieder ein 
bewegter Monat. Auch dieses Jahr ha-
ben Neonazis versucht, dass Gedenken 
an die Bombardierung Dresdens im Jahr 
1945 für sich zu beanspruchen. Rund um 

NPD-Mitglied Maik Müller haben sich die Faschist:in-
nen am 11. Februar versammelt. Natürlich hat sich 
schnell ein breites antifaschistisches Bündnis gebil-
det, um den Rechten etwas entgegenzusetzen. Das Ord-
nungsamt unter Eva Jähnigen hielt es auch dieses Jahr 
nicht für nötig, die Protestroute zu veröffentlichen. 

Es hieß bis zum Morgen des 11. Februars, dass die 
Nazis noch keine Route bei der Versammlungsbehörde 
angemeldet hätten. Dies stellt eine Lüge dar, weil die 
Protestroute für die Verantwortlichen im Vorhinein be-
kannt sein muss. Es ist davon auszugehen, dass die Be-
hörden aus taktischen Gründen die Route nicht veröf-
fentlichen wollten, um den Gegenprotest zu erschweren.

Roter Teppich für die Braunen

Somit hat die Ordnungsbehörde Dresdens, zusammen 
mit der verantwortlichen grünen Ordnungsbürger-
meisterin, den roten Teppich für die Faschobande aus-

gerollt. Am Tag der Demo gab es Versuche, die Nazis zu 
blockieren. Die Faschist:innen konnten dank der Po-
lizei ungestört laufen, denn Blockaden wurden strikt 
unterbunden. Am 13. Februar selbst versammelte sich 
eine Demo aus dem Querdenken-Milieu, um einen »Ge-
denkmarsch« durch die Altstadt abzuhalten. Dieser 
wurde durch antifaschistischen Gegenprotest an der 
Kreuzung zum Pirnaischen Platz blockiert. 

Der Eingang in die Stadt war damit versperrt und 
die Querdenker:innen mussten umgeleitet werden! 
Auch auf der Ausweichroute gelang es, Antifaschist:in-
nen einige Blockaden zu errichten. Schlussendlich 
mussten die Querdenker:innen ihre Abschlusskundge-
bung am Lingnerplatz abhalten und die Teilnehmer:in-
nen verließen genervt und frustriert die unterbrochene 
Demonstration. Nach diesem ereignisreichen Wochen-
ende kristallisieren sich für uns als Antifaschist:innen 
aus Dresden einige Lehren:

Als erste wird es für kommende Demos wichtig, 
stärkeren gesellschaftlichen Druck auf die Behörden 
auszuüben, damit geltendes Recht umgesetzt wird. Des 
Weiteren ist es wichtig, die Kommunikation innerhalb 
linker Strukturen zu verbessern, um Aktionen erfolg-
reicher umsetzen zu können.  Tomas von Rudno

Der Krieg in der Ukraine stellt für die 
LINKE eine Zerreißprobe dar. Mit dem 
»Manifest für Frieden« ist nun eine 
neue Stufe auf der Leiter linker Spal-
tung erreicht. Es ist notwendig, dass 
sich die Partei über ihre eigenen Posi-
tionen klar wird! Die Bundespartei hat 
weder für die Veranstaltung von Wa-

NIX NEUES IM ORDNUNGSAMT

Dresden weigert sich weiter 

Blockade blockieren – Ordnungsamt und Polizei 
versuchen in Dresden wie immer ihr »Bestes«

Ist die Kritik an Wagenknechts Positi-
onen ausgeblendet, wird die Initiative 
auch von Alice Schwarzer getragen. 
Alice verbreitet aggressiv transfeind-
liche und anti muslimische Positionen 
und vergleicht den Ukraine-Krieg mit 
einer Vergewaltigung. Bei diesem Akt 
solle sich überlegt werden, ob man sich 
gegen den Angreifer wehren müsse. 
Eine Bewegung angeführt von dieser 
Frau kann keine progressive Antwort 
von Links sein! 

Die Petition ist inhaltsleer, relativie-
rend und populistisch. Sie bezieht sich 
fast ausschließlich auf deutsche Interes-
sen und lässt die Interessen der ukrai-
nischen Bevölkerung vollkommen au-
ßer Acht. Das Manifest fragt: »Was wäre 
denn jetzt solidarisch« ohne je eine Ant-
wort darauf zu liefern.

Keine linken Positionen

Der Text enthält keine linken oder fort-
schrittlichen Positionen. Er ist daher ei-
ne bloße Sammelveranstaltung zur po-
litischen Eigenvermarktung einzelner 
Akteur:innen. Es ist kein Zufall, dass 
sich Leute wie Todenhöfer, Ex-Gene-
ral Vad und Gauweiler (alle aktiv oder 

ehemalig CDU, bzw. CSU) als Erstunter-
zeichner aufführen lassen und Antisemi-
ten wie Elsässer die Veranstaltung für 
sich genutzt haben. 

Die LINKE hingegen müsste klar er-
kennen lassen, dass sie auf der Seite der 
Unterdrückten steht, sich nicht von reak-
tionären Kräften vereinnahmen lässt! Es 
gibt keine linke Friedensbewegung mit 
sexistischen, rassistischen, nationalisti-
schen und queerfeindlichen Menschen. 
Eine progressive Friedensbewegung 
muss die Doppelmoral der Ampel-Regie-
rung und der USA kritisieren, ohne die 
Solidarität mit dem ukrainischen Wider-
stand gegen den völkerrechtswidrigen 
Angriffskrieg Russlands aufzugeben. Sie 
sollte keine Täter-Opfer-Umkehr zu be-
treiben und das Ganze mit rechtspopulis-
tischer Rhetorik garnieren. 

Klar ist: Die Entscheidung der Bun-
despartei, sich zu dieser Petition nicht 
zu verhalten, schadet der LINKEN mehr, 
als wenn man sich endlich klar positi-
onieren würde. Es braucht also jetzt 
Druck von der Basis, diesen Richtungs-
streit endlich auszufechten und mal ’ne 
klare Ansage zu machen, wo diese Par-
tei eigentlich steht. Richard Adam

genknecht und Schwarzer geworben, 
noch hat sie sich von ihr distanziert. 
Sie ist gleichzeitig nicht mit eigenen Po-
sitionen in die Offensive gegangen. Will 
die Linkspartei sich ein eigenständiges 
Profil bewahren? Dafür wäre eine sol-
che Distanzierung unabdingbar! Was 
ist schlecht am »Manifest für Frieden«? 

Die LINKE 
hingegen müsste 
klar erkennen 
lassen, dass sie 
auf der Seite der 
Unterdrückten 
steht
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EUROPA8

Die europäische Migrations- und Asyl-
politik steht seit vielen Jahre in der Kri-
tik. Illegale Pushbacks sind Normalität. 
Die EU-Grenzschutzagentur Frontex to-
leriert Menschenrechtsverletzungen. 
Schutzsuchende werden an den Außen-
grenzen in Lagern regelrecht gefangen 
gehalten. Ob in Polen, Spanien, Grie-
chenland, Kroatien, Litauen oder Lett-
land: überall gab es unhaltbare Zustän-
de bzw. wurden gewaltsame Praktiken 
der Grenzpolizei beobachtet. Seit 2014 

haben mehr als 25.000 Menschen ihr 
Leben im Mittelmeer verloren, in 2022 
wurden laut der Internationalen Orga-
nisation für Migration über 1900 Todes-
fälle dokumentiert.

In Brüssel wird ein neuer »Euro-
päischer Migrationspakt« verhandelt. 
Doch das Dublin-System soll nicht ab-
geschafft werden. Der Vorschlag der 
Kommission ist eher ein »Pakt der wei-
teren Entrechtung«. Viele Mitgliedstaa-
ten sind weiter gegen eine obligatori-
sche Aufnahme von Geflüchteten. Zwar 
haben 18 Mitgliedstaaten und drei as-
soziierte Länder eine sogenannte Soli-
daritätserklärung unterzeichnet, doch 
deren Aufnahme-Mechanismus ist frei-
willig und rechtlich nicht bindend.

Schutzschild für  
die Menschenrechte
Die Positionen des Parlaments sollen 
nach Rücksprache mit den Mitgliedstaa-
ten im Frühling 2023 vorliegen. Doch im 
Parlament zeichnen sich kaum progres-
sive Mehrheiten ab. Viele Paktgegner:in-
nen sind deshalb bereit, Kompromisse 
zu finden. Dabei haben doch die letzten 
zwölf Monate gezeigt, was möglich ist. 

Den ukrainischen Geflüchteten wurden 
schnell Hilfe, Schutz und Sicherheit ge-
boten. Seit Beginn des Krieges sind laut 
UNO über acht Millionen Flüchtlinge 
aus der Ukraine in die EU gekommen. 
Erstmalig in der Geschichte der EU ha-
ben Flüchtlinge pauschal einen Schutz-
status erhalten. Sie dürfen sich, auch oh-
ne Asylanträge zu stellen, frei bewegen. 
Das ist der beste Beweis dafür, dass die 
EU unkompliziert und in Größenordnun-
gen Menschen aufnehmen kann – wenn 
es gewollt ist. Oder offenbart der ande-
re Umgang mit den nichtukrainischen 
Flüchtlingen eine rassistische Denkwei-
se von Kommission und Rat?

Der Tod an den EU-Außengrenzen 
ist real. Tausende sollen künftig in af-
rikanischen Lagern festgehalten wer-
den. Doch ein Europa der Zäune und 
der Abschottung widerspricht unserem 
Verständnis von Demokratie und Ge-
rechtigkeit. Das Recht auf Asyl ist ein 
Schutzschild für die Menschenrechte, 
auch die unseren. Menschen, die vor 
Krieg, Diskriminierung und Verfolgung 
fliehen, brauchen Schutz und Anerken-
nung, und zwar egal woher sie kommen.

 Cornelia Ernst, Mitglied  
 des Europäischen Parlaments

Was möglich wäre
Der europäische Migrationspakt und der Krieg in der Ukraine

Die Kriminalisierung der Seerettung ist ein menschenrechtlicher Offenbarungseid

Offenbart der 
Umgang mit 
den nicht-
ukrainischen 
Flüchtlingen 
eine rassistische 
Denkweise  
von Kommission 
und Rat?
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Von Risiken und  
Nebenwirkungen
Zum Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs Striesen 

Das geltende Straßenverkehrsrecht setzt 
den Kommunen bei der Einrichtung von 
Tempolimits enge Grenzen. Es erlaubt die 
Ausweisung nur dann, wenn konkrete Ge-
fährdungen nachgewiesen werden kön-

nen – und das jeweils nur für bestimmte Straßenab-
schnitte. Mehr als hundert Städte und Gemeinden sind 
deshalb bereits der bundesweiten Initiative »Lebens-
werte Städte durch angemessene Geschwindigkeiten« 
beigetreten. Über alle Parteigrenzen hinweg fordern 
sie die Bundesregierung auf, den Kommunen endlich 
mehr Handlungsspielraum bei der Anordnung von 
Tempo 30 als Höchstgeschwindigkeit einzuräumen. 

Das rasche Wachstum und der überparteiliche Cha-
rakter der Initiative zeigen, dass es hier um Lebens-
qualität und Sicherheit in unseren Städten geht und 

nicht um verkehrspolitische Ideologie. Selbst in Saar-
brücken wurde kürzlich durch – Achtung – eine Mehr-
heit aus CDU, Grünen und FDP ein Tempolimit von 30 
km/h in der Innenstadt eingeführt. Nur Dresden tut 
sich mal wieder schwer und riskiert, verkehrspoli-
tisch noch weiter ins Hintertreffen zu geraten.

Dabei können niedrigere Geschwindigkeiten einen 
wesentlichen Beitrag dazu leisten, städtebauliche, ver-
kehrliche und umweltbezogene Ziele im Sinne einer 
lebenswerten Stadt zu erreichen und gleichzeitig die 
Sicherheit im Stadtverkehr zu erhöhen. Wir werden 
uns als Linksfraktion dafür einsetzen, dass die wis-
senschaftlich begleitete Einführung eines Tempolimits 
in einem Dresdner Stadtteil erprobt werden kann. Das 
Tempo erhöhen wollen wir hingegen bei der Schaffung 
von mehr sozialer Gerechtigkeit.  Anne Holowenko

Bereits im November 2018 
hatte der Stadtrat den wei-
teren Ausbau der Kessels-
dorfer Straße zwischen 
Reisewitzer Straße und Ru-

dolf-Renner-Straße beschlossen. Basie-
rend auf der damaligen Verkehrspro-
gnose 2030 wurde die vierspurige 
Ausbauvariante bevorzugt. Neuere um-
fangreiche Verkehrszählungen nach 
der Fertigstellung der Zentralhalte-
stelle Kesselsdorfer Straße ergaben je-
doch eine deutliche Verkehrsabnahme. 
Auch die inzwischen vorliegende Pro-
gnose 2035 weist einen Rückgang der 
Verkehrszahlen aus. Nunmehr wird 
den veränderten Rahmenbedingungen 
Rechnung getragen und eine dreispu-
rige Variante bevorzugt. Diese hat den 
Vorteil, dass ursprünglich vorgesehene 
Baumfällungen entfallen und insge-
samt der Gehwegbereich in seiner ur-
sprünglichen Breite erhalten werden 
kann Stadträtin Katharina Hanser aus 
dem Dresdner Westen dazu: »Ich begrü-
ße sehr diese Planungsänderungen der 
Stadt. Die Aufenthaltsqualität im Um-
feld der Wohn- und Geschäftshäuser 
kann dadurch deutlich erhöht werden.«
 Die Redaktion

Schon lange ist den Dresdner Ver-
kehrsbetrieben ein dicht besiedel-
ter und doch durch Bus und Bahn 
unterversorgter weißer Fleck auf 
dem Stadtplan in Striesen ein Dorn 
im Auge. Diese Zone erstreckt sich 
zwischen Fetscherstraße, Blasewit-
zer Straße, Bergmannstraße und 
Borsbergstraße/Schandauer Straße. 

Um dieses Gebiet besser zu versor-
gen, ist eine Buslinie über die Augs-
burger Straße zwischen Altenberger 
Straße und Blasewitzer Straße ge-
plant und eine über die Tittmannstra-
ße. Allerdings gibt es dabei ein Prob-
lem. Die ins Auge gefassten Straßen 
sind in ihrem lausigen Zustand der-
art verkehrsberuhigt, dass sie qua 
Breite und Beparkung keine Busli-
nien aufnehmen können, kommen 
doch derzeit nicht einmal zwei Perso-
nenwagen aneinander vorbei. Die da-
zu notwendigen Baumaßnahmen lo-

cken zwar mit mehr Ruhe, weil der in 
Teilen vorhandene grobe Pflasterbe-
lag durch leisen Asphalt ersetzt wer-
den soll. Allerdings dürfte dieser Ef-
fekt durch den Lärm der Busse und 
durch mehr Verkehr auf den dann 

leistungsfähigeren Verkehrszügen 
konterkariert werden. Denn diese 
Straßen würden als Hauptstraßen 
nicht nur Bussen eine Strecke bieten, 
sondern auch einen willkommenen 
Bypass zwischen Blasewitzer und 
Schandauer Straße oder parallel auf 

der Augsburger zu den großen Ost-
West-Trassen darstellen.

Hinzu kommt, dass gerade im 
dicht besiedelten, mit Altneubauten 
belegten West-Striesen hoher Park-
druck durch das angrenzende Unikli-
nikum herrscht und zusätzlich noch 
140 Parkplätze entfallen sollen. Hier 
verläuft die Augsburger Straße aber 
so dicht an der Blasewitzer Straße 
und damit der Straßenbahn, dass die 
betroffenen Anlieger kaum von der 
neuen Buslinie profitieren. Hier sind 
die Menschen dann dreifach geknif-
fen, noch weniger Parkplätze bei ho-
hem externen Parkdruck, mehr flie-
ßender Durchgangsverkehr, mehr 
Versiegelung durch eine entspre-
chend ausgebaute Verkehrsstraße. 
Anlass genug, auf stadtverträgliche 
und nachhaltige Planungen zu po-
chen, auch und gerade beim ÖPNV.
 Tilo Wirtz

Blick in Augsburger Straße

HÖCHSTGESCHWINDIGKEIT 30

Tempo runter – auf den Straßen!

KESSELSDORFER STRASSE 

Raum für Mensch 
und Baum

Die Zentralhaltestelle auf der Kesselsdorfer 
Straße im Bau

Mehr Lebensqualität durch ein Tempolimit

Die Anlieger  
profitieren 
kaum von der 
neuen Buslinie
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Damit der Norden auch weiterhin seine Bahnen ziehen kann

Sorge um die 
Schwimmhalle
Der Neubau des Sportkomplexes in Klotzsche soll verschoben 
werden, solange die Finanzierung nicht geklärt ist

Kinder alleinerziehender Eltern sind 
besonders armutsgefährdet

Dass die Armut vieler Men-
schen in der BRD dazu 
führt, dass diese sich auch 
politisch nicht mehr an der 
Gestaltung der Republik 

beteiligen und damit das ohnehin zu-
nehmend fragile demokratische System 
gefährden, wird von einigen bürger-
lichen Think-Tanks wohl erkannt. Des-
wegen fällt regelmäßig das Scheinwer-
ferlicht von Studien großer Stiftungen 
auf diese Thematik. So zum wiederhol-
ten Male die Studie der Bertelsmann-Stif-
tung zur Kinder- und Jugendarmut in 
Deutschland. Und in außerordentlicher 
Klarheit, im Ton noch verschärft zu den 
früheren Ausgaben dieser Studie wird 
ausgeführt:

»Aufwachsen in Armut begrenzt, be-
schämt und bestimmt das Leben von 
Kindern, Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen – heute und mit Blick auf 
ihre Zukunft. Sie erleben in nahezu al-
len Lebensbereichen – wie Bildung, Ge-
sundheit und gesellschaftliche Teilha-
be – Benachteiligungen. Das hat auch 
für die Gesellschaft erhebliche negati-
ve Folgen.«

Zwar ist diese Studie mit regionalen 
Zahlenwerken ausgestattet, hat aber ei-
nen grundsätzlich bundesweiten Blick 
und die in ihr erarbeiteten Empfeh-
lungen richten sich daher an die Bundes-
politik. Aber das darf uns nicht davon 
abhalten, auch in unserer Stadt Dresden 

Was wollen wir als LINKE für den 
Dresdner Norden? Wir setzen uns 
für eine gute Infrastruktur ein, das 
heißt Kitas, Schulen, Ärzte und Apo-
theken, Sport-, Freizeit- und Einkaufs-
möglichkeiten, welche auf kurzen 
Wegen erreichbar sind.

Über die letzten Jahrzehnte sind 
durchaus positive Entwicklungen im 
Dresdner Norden zu beobachten. So 
erfolgte die Ansiedlung von einigen 
großen Firmen und es wurde neuer 
Wohnraum geschaffen. Negativ indes: 
es gibt keine Kultur- und Freizeitein-
richtungen mehr. Und nun soll dem 
Dresdner Norden eine weitere öffent-
liche Sportstätte genommen werden: 
das Schwimmbad Klotzsche.

Seit Jahren beobachten wir mit 
Sorge den Zustand des Sport- und 
Schwimmhallenkomplexes im Klotz-
scher Industriegebiet. Viele Vereine, 
der schulische Schwimmunterricht 
sowie Freizeitschwimmer sind auf 
die Halle angewiesen – doch sie befin-
det sich in einem desolaten Zustand. 
Bereits 2008 wurde von Rissen im Be-
ckenbereich berichtet. Im selben Jahr 
wurden in der Schwimmhalle Notsi-
cherungsmaßnahmen durchgeführt. 

Bei der Planung für einen Ersatz-
neubau wurde die Fläche zwischen 
Königsbrücker Landstraße/Ecke 
Langebrücker Straße favorisiert. Lei-
der wurden in den folgenden Jahren 
keine Mittel für einen Neubau in 

die Haushaltspläne der Stadt aufge-
nommen. Dann erfolgte die Ausglie-
derung der Bäder und Schwimmhal-
len in die Bäder GmbH. DIE LINKE 
hat dies scharf kritisiert, denn damit 
wurden uns als Stadtrat Steuerungs-
möglichkeiten genommen. 

Gefahr trotz  
beschlossener Gelder 
Erst als das Gelände, auf dem die 
Schwimm- und Sporthalle stehen, 
verkauft werden sollte, ergab sich für 
uns erneut die Möglichkeit, für einen 
Neubau im Norden zu werben. Es gab 
allerdings viel Gegenwind, denn an-
dere Fraktionen favorisierten andere 
Standorte und Stadtteile. 

Infolge des öffentlichen Drucks 
wurden schließlich ein Ersatzneubau 

der Schwimmhalle und eine Ersatzsu-
che für die Sporthalle im Norden be-
schlossen. 2026 sollte die Schwimm-
halle stehen. Der Pachtvertrag für 
das Gelände mit der SachsenEnergie 
war geschlossen und es erfolgte eine 
Altlastensanierung für zwei Millio-
nen Euro. 

Endlich im Dezember 2022 be-
schlossen wir den aktuellen Dop-
pelhaushalt und darin sind auch 
20 Millionen für den Neubau der 
Schwimmhalle enthalten. Da erklärt 
der Oberbürgermeister plötzlich: Es 
sei nicht ausreichend Geld da, die 
Schwimmhalle wird gestrichen und 
der Pachtvertrag aufgelöst. Die Folge: 
ein Sturm der Entrüstung. Der wie-
derum bewirkte, dass Entscheidun-
gen überdacht wurden. Im Sportaus-
schuss wurde uns mitgeteilt, dass 
der Erbpachtvertrag bestehen bleibt 
und die Bestandshalle so ertüchtigt 
wird, dass sie bis zu einem Neubau 
durchhält. Der Schwimmhallenneu-
bau wird verschoben, bis die Finan-
zierung geklärt ist.

Als ich vor 14 Jahren mit mei-
ner Stadtratstätigkeit begann, stell-
te ich meine ersten Anfragen zur 
Schwimmhalle Klotzsche. So lang-
wierig und schwierig hatte ich mir 
das nicht vorgestellt. Hoffentlich 
stimmt das Sprichwort in diesem 
Fall: Was lange währt, wird gut. 

 Anja Apel

ANHÖRUNG ZUR KINDER-  
UND JUGENDARMUT 

Die Frage nach  
den Ursachen

Plötzlich  
erklärt der 
Ober bürger-
meister, es  
sei nicht  
ausreichend 
Geld da

genauer hinzuschauen und uns zu fra-
gen, was wir hier mit den Möglichkeiten 
kommunalen Geldes und kommunaler 
Regelungen tun können, um die Auswir-
kungen und möglicherweise hier und da 
sogar die Ursachen von Kinderarmut zu 
reduzieren.

Deswegen hat meine Fraktion auf 
meine Anregung hin beschlossen, im Ju-
gendhilfeausschuss eine Anhörung zu 
diesem Thema zu beantragen. 

 Tilo Kießling
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Keine Dauerlösung
Auch in Dresden sucht die Stadtverwaltung händeringend 
nach Unterbringungsmöglichkeiten für Geflüchtete

Wie jemand wohnt, hat Auswirkungen auf den Verlauf der Integration

Für Dresden hat der Stadt-
rat Christopher Colditz eine 
entsprechende Anfrage an 
den Oberbürgermeister ge-
richtet und aus der Antwort 

geht hervor, dass in Dresden aktuell 
mindestens rund 78.500 Wohnungen 
seit 1990 von einer Miet- in eine Eigen-
tumswohnung umgewandelt wurden. 
Der Anteil der Eigentumswohnungen 
am Gesamtwohnungsbestand liegt bei 

rund 26 Prozent. Zu berücksichtigen 
bleibt, dass nicht alle Umwandlungen 
auch statistisch erfasst wurden, also 
von einer noch höheren Dunkelziffer 
auszugehen ist. Es wird weiter ausge-
führt, dass der relativ hohe Anteil der 
Umwandlungen ein Merkmal vieler 
ostdeutscher Städte sei. 

Die Förderbedingungen der Nach-
wendezeit bevorzugten Finanzierungs-
modelle, bei denen Baumaßnahmen 

durch die Aufteilung in Eigentums-
wohnungen und deren Verkauf an pri-
vate Kapitalanleger finanziert wurden. 
Christopher Colditz dazu: »Wir sehen 
hier ein weiteres Beispiel für die Ent-
eignung des Ostens zugunsten von Ka-
pitalanlegern aus dem Westen. Zudem 
hat diese Privatisierung die Gentrifi-
zierungsprozesse in den angesagten 
Stadtteilen erheblich beschleunigt.«
 Die Redaktion

Auch in Dresden bringen viele Eltern ih-
re Kinder regelmäßig mit dem Auto zur 
Schule. Dabei kommt es vor Schulbeginn 
oft zu chaotischen und gefährlichen Situa-
tionen. Autos stehen in der zweiten oder 

dritten Reihe und kleine Grundschulkinder können 
übersehen werden. Um dem abzuhelfen, ist die Idee 
der Einrichtung der Elternhaltestellen entstanden. 
Das heißt, zu einem festen Zeitfenster wird ein Halte-
verbot vor den Schulen eingerichtet. Gleichzeitig wird 
ein Haltebereich in einer Entfernung von circa 250 Me-
ter zur Schule festgelegt. In diesem Bereich können die 
Eltern ihre Kinder sicher absetzen. Die Kinder laufen 
dann den restlichen Weg zur Schule. 

Das Konzept der Elternhaltestellen wird deutsch-
land- und europaweit bereits in vielen Städten er-
folgreich angewandt. Zusammen mit begleitenden 
Maßnahmen (Ausschilderungen, Verbesserung der 
Querungsmöglichkeiten) konnte der Anteil der Eltern-
taxis halbiert werden. Laut einer Umfrage bewerteten 
über 80 Prozent der Eltern die Idee als gut oder sehr gut.

Zur Entfernung der Elternhaltestelle von der Schu-
le wird empfohlen, dass sie in circa 250 bis 300 Meter 
Entfernung zur Schule liegen sollte, da sowohl deut-
liche Unterschreitungen wie Überschreitungen nega-
tiv bewertet und zu keiner nachhaltigen Verhaltensän-
derung führen würden.

Der restliche kurze Weg und besonders der Bereich 
direkt vor der Schule werden sicherer und Rettungs-
fahrzeuge können in Notfällen ungehindert vor der 
Schule parken. Die LINKE-Stadträtin Anja Apel meint: 
»Es ist Aufgabe der Stadt, für einen sicheren Schulweg 
zu sorgen. Deshalb haben wir mit beantragt, dass an 
fünf ausgewählten Schulen sogenannte Elternhalte-
stellen eingerichtet werden. Mit diesem Pilotprojekt 
kann die Stadt einen Beitrag zur Verkehrssicherheit 
leisten.« Die Redaktion

Unser Ziel, Einrichtungen auf Vorrat zu schaf-
fen, um im Bedarfsfall schnell darauf zugreifen 
zu können, ist leider stets an der Finanzierung 
gescheitert. Weder der Oberbürgermeister noch 
der Freistaat waren bereit, Gelder bereitzustellen. 
Jetzt müssen wir nehmen, was verfügbar ist.

Damit einher geht ein Absenken von Unter-
bringungsstandards, die wir in Dresden erkämpft 
haben, darunter zum Beispiel eine Maximalbele-
gung mit 65 Personen oder dem Vorrang der Un-
terbringung in Wohnungen vor Heimen. Denn wie 
jemand wohnt, hat Auswirkungen. Gibt es Privat-
sphäre? Besteht die Möglichkeit, selbst zu kochen? 
Wie viele Personen teilen sich ein Bad? Handelt es 
sich um eine Wohnung in einem ganz normalen 
Wohnhaus oder um ein großes Wohnheim, gar ei-
ne Halle für mehrere Hundert Personen? All das 
ist entscheidend für den Verlauf der Integration.

Wir wissen, dass es aktuell kaum gelingt, ad-
äquate Einrichtungen zu finden. Daher kann auch 
mal von Standards abgewichen werden, um über-
haupt ein Dach über dem Kopf zu sichern.

Aber in Grenzen! Denn es geht um Menschen, 
die eine Flucht hinter sich haben, sich völlig neu 

zurechtfinden müssen und gut in der Stadtgesell-
schaft ankommen sollen. Wie das gelingt, hängt 
auch von der Wohnsituation ab.

Nun schlug Bürgermeister Stephan Kühn (Die 
Grünen) – zuständig für die Schaffung von Un-
terbringungseinrichtungen – das Eventwerk vor; 

eine große Veranstaltungshalle in der Straße E. 
Mehr als 300 Personen sollen dort leben. Mitten 
im Industriegebiet, nebenan Clubs, in denen bis in 
die Morgenstunden Technopartys stattfinden. Das 
ist unzumutbar. Das ist kein Ort zum Wohnen.

Wir haben im Stadtrat klar gegen diese Einrich-
tung votiert. Leider wurden wir überstimmt. Seit 
Januar wohnen Geflüchtete im Eventwerk.

Wir werden weiterhin darauf pochen, dass Aus-
nahmen von sozialpolitische Standards nur zeit-
weise genehmigt werden. Pia Barkow

UMWANDLUNG VON MIET- IN EIGENTUMSWOHNUNGEN

Enteignung des Ostens

ELTERNHALTESTELLEN

Per pedes 
zur Schule

Verschnaufen auf dem Schulweg – aber sicher

Fast 80.000 Wohnungen wurden seit 1990 
in Eigentumswohnungen umgewandelt

Das Eventwerk ist 
kein Ort zum Wohnen

LEBEN UND WOHNEN
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8 PANORAMA

Die Bunte Republik Neustadt, kurz 
BRN, kennen alle in Dresden. Das 
Stadtteilfest ist auch über die Stadt-
grenzen hinaus bekannt. Mehr als 
100.000 Menschen versammelten 

sich am dritten Juniwochenende, um zu feiern. Ei-
nige wenige aus der Neu-
stadt erinnern sich noch 
an den eigentlichen Geist 
der Veranstaltung. Die 
Leute aus der Neustadt 
wollten zu Wendezeiten 
weder zum Westen zuge-
schlagen werden, noch so 
weitermachen wie im Os-
ten. Sie gründeten ihre ei-
gene Republik, aber auch 
vor allem, um ein Zeichen 
gegen Wohnspekulanten-
tum zu setzen. Darum 
ging es schon länger nur 
noch am Rande. Überwie-
gend war das Straßenfest 
von Live-Musik und Men-
schenmassen geprägt, 
mit einem dementspre-
chend notwendigen An-
gebot an internationalen 
Leckereien und viel Bier.

Der Stadtverwaltung und hier vor allem dem 
Ordnungsamt war der freie Geist des Festes im-
mer schon ein Dorn im Auge. Und es gab Zeiten, 
da wurde tatsächlich von der BRN aus die Ausei-
nandersetzung mit der Staatsmacht gesucht. Be-
fürchtungen zur Sicherheit boten den Anlass für 

die Verwaltung, das Fest 
auszudünnen. Nichts-
destotrotz wurde weiter 
gefeiert. Und dann kam 
Corona und brach dem 
fröhlichen, kreativen 
Treiben das Genick. Seit-
dem sind im Juni ein paar 
wenige Ecken in der Neu-
stadt, an denen sich die 
Menschen um Musik 
versammeln und an de-
nen der soziale Geist des 
Viertels vorbeischaut. 

Die Verwaltung hat 
die BRN nun ganz beer-
digt. Sie soll auch in die-
sem Jahr – nach Corona –  
nicht mehr stattfinden. 
Der Neustadt wird aber 
sicherlich eine Alterna-
tive einfallen. 

 Magnus Hecht

RAUCHEN

Schädlich – 
nicht nur für  
die Gesundheit

Rauchen bringt dich um, Rauchen ist rich-
tig schlecht für die Umwelt, noch was? 
Ach ja: Auch der Tabak-Anbau ist ein Pro-
blem: Mindestens 6500 Hektar Wald, so 
schätzt die WHO, werden jährlich für den 

Tabak-Anbau gerodet. Tabak ist eine empfindliche 
Pflanze, laugt Böden aus, braucht Pestizide und wird 
vorwiegend in Entwicklungs- und Schwellenländern 
angebaut.

Auch deshalb gibt es in Dresden die Initiative »Pin-
ke Hände«, die bei einer spontanen Müllsammlung an 
den Elbwiesen entstand, bei der pinke Einweghand-
schuhe benutzt wurden. Nach wenigen Sammlungen 
merkte die Gruppe, dass ein Großteil des Mülls Ziga-
rettenstummel sind – echte Giftbomben. Kommen die 
Stummel in Kontakt mit Wasser, werden die darin ent-
haltenen Schwermetalle (Blei, Kupfer, Chrom und Cad-
mium) und krebserzeugende und toxische Substanzen 

STADTTEILFEST

Die BRN ändert sich

Kein Einzelfall: Giftiger Sondermüll auf der Prager Straße

Anzeige

Auch weiterhin bunt – die Dresdner Neustadt
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Das Leben 
muss 

bezahlbar 
sein!

12. April
Diskussion mit Sozialbürgermeisterin  

Kris Kaufmann und Stadtrat  
André Schollbach

18 Uhr, riesa efau, Dachsaal 
Wachsbleichstraße 4a

wie Teer, Nikotin und sogar Arsen in unsere Böden 
und das Grundwasser gespült. Auch für Tiere und Kin-
der besteht große Gefahr. Landet auch nur ein einziger 
Filter im Mund eines Kindes (zum Beispiel, weil der 
Sandkasten als Aschenbecher benutzt wurde) kann 
es unter schweren Vergiftungssymptomen, wie Erbre-
chen, Übelkeit und Durchfall leiden. Für Tiere, die die 
Kippen mit der Nahrung aufnehmen, kann das auch 
zum Tod führen. Außerdem besteht der Großteil der 
Kippen aus Cellulose-Acetat, also Plastik.

Wir werden deshalb einen Antrag erarbeiten, der 
der begonnenen Zusammenarbeit mit dem Umwel-
tamt zu diesem Thema neues Leben einhauchen soll.
 Margot Gaitzsch


